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Vorbemerkung

Niedersachsen, das zweitgrößte Flächenland 
Deutsch lands, ist ein Bundesland mit großen 
 regionalen und räumlichen Disparitäten: Unter-
schiedliche Landschaften, (Metropol-) Regionen 
und ein hoher Anteil ländlicher Gebiete prägen 
das Land. Niedersachsen lebt von dieser Vielfalt. 
Vielfalt bedeutet Herausforderung und Stärke. 
Um dieses Potenzial zu entdecken und (an)zu er-
kennen sowie die damit verknüpften Chancen 
auszuschöpfen, bedarf es besonderer innovativer 
politischer Impulse und Anstrengungen.

Zu den größten Herausforderungen der Zukunft 
in Niedersachsen gehören die Gestaltung des de-
mografi schen Wandels und die Bewältigung des 
Fachkräftemangels. Bis 2025 werden weite Teile 
des Landes mit Ausnahme des Westens zur 
Schrumpfregion. Die Abwanderung in den Süden 
Deutschlands wird der demografi sche Wandel 
noch verstärken. Mit dem gravierenden Bevölke-
rungsrückgang in den nächsten Jahren in Nie-
dersachsen wird vor allem der Anteil junger Men-
schen weiter sinken, und der Anteil der Älteren 
steigen. Prekär wird die Entwicklung dadurch, 
dass – wie wissenschaftliche Studien, u. a. auch 
die FES-Niedersachsenstudie, belegen – gerade 
die qualifi ziertesten der jüngeren Bevölkerungs-
gruppen, also die qualifi zierten Nachwuchskräfte, 
aus Niedersachsen fortziehen, weil sie die Zu-
kunftsaussichten des Wirtschaftsstandortes und 
die  berufl ichen Perspektiven als eher gering ein-
schätzen. 

Dass dies vor allem die ländlichen Räume betrifft, 
die hierbei deutlich im Nachteil sind, erschwert 
und verschärft diesen Befund, auf den verschie-
dene Wirtschafts- und Demografi eindikatoren 
hinweisen. Die ländlichen Räume in Niedersach-

sen stehen vor zahlreichen und neuen Herausfor-
derungen eines tiefgreifenden Strukturwandels, 
der differenzierte politische Antworten dringend 
notwendig macht. Entscheidend für die Zukunft 
der ländlichen Räume wird eine soziale und ver-
antwortungsvolle Politik sein, die die Fläche des 
Landes in ihre Handlungsansätze einbezieht. 

Das vorliegende Arbeitspapier möchte  Anregun-
gen für eine zukunftsorientierte soziale und 
 nachhaltige Entwicklung und Gestaltung der länd-
lichen Räume in Niedersachsen mit hoher Lebens-
qualität, Wirtschafts- und Innovationskraft geben. 
Auf der Grundlage von sechs Handlungsfeldern 
(wie zum Beispiel Kinder und Fa milie, Gesundheit 
und Pfl ege, Arbeit und wirtschaftliche Entwick-
lung) werden die mit diesen Zielen verbundenen 
Anforderungen eines sozialen und teilhabeorien-
tierten Politikkonzeptes für die ländlichen Räume 
aufgezeigt. Mit der Benennung von konkreten 
Maßnahmen zu jedem einzelnen Politikfeld wer-
den praktische Beispiele, Ideen und Vorschläge 
mit handlungsorientierten Interventionen und 
praxisorientierten Vorgehensweisen unterbreitet, 
die zur weiteren Diskussion und Auseinanderset-
zung um die besten Konzepte und Lösungsmo-
delle für die ländlichen Räume in Niedersachsen 
anregen sollen.

Wir bedanken uns an dieser Stelle für die enga-
gierte Mitarbeit und die konzeptionelle Erar-
beitung dieses Arbeitspapieres bei allen mit-
wirkenden ExpertInnen und Sachverständigen 
der Werkstattgespräche! Wir würden uns freuen, 
wenn dieses Arbeitspapier dazu beiträgt, die Dis-
kussion zur Zukunft der ländlichen Räume in 
Niedersachsen argumentativ zu bereichern und 
voranzutreiben.

Petra Wilke
Leiterin des Landesbüros Niedersachsen 

der Friedrich-Ebert-Stiftung
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LÄNDLICHE RÄUME IN NIEDERSACHSEN

In Deutschland öffnet sich die Schere zwischen 
den Regionen mit hervorragenden und denjeni-
gen mit sehr ungünstigen Zukunftsaussichten 
immer weiter. Betrachtet man die Zukunftsfähig-
keit der Bundesländer im Vergleich, so liegt 
 Niedersachsen nicht vorne. Gemessen etwa am 
Zukunftsindex der Prognos AG 2010 nimmt 
 Nie dersachsen lediglich den sechsten Platz ein. 
Andere Rankings zeichnen ein ähnliches Bild. 
Unter den Flächenländern liegen nur Rheinland-
Pfalz, Schleswig-Holstein und das Saarland hinter 
Niedersachsen. Dagegen rangieren Bayern, Ba-
den-Württemberg, Hessen und Nordrhein-West-
falen im Prognos-Index vor Niedersachsen, die 
ersten drei genannten Länder sogar sehr deutlich. 
Die Analyse der einzelnen Themenbereiche zeigt 
klar, dass Niedersachsen bei keinem zukunftsbe-
stimmenden Thema über eine mittlere Platzie-
rung hinauskommt: Das Land belegt bei der In-
novationskraft und der Wettbewerbsfähigkeit den 
siebten Rang, bei der demografi schen Bilanz und 
Aussicht ebenfalls den siebten und bei der Situa-
tion auf dem Arbeitsmarkt den achten Rang. 
 Diese Mittelplätze verweisen alle auf einen er-
heblichen Entwicklungsbedarf. Zum Vergleich: 
Baden-Württemberg besitzt nach dem Prognos-
Index eine um ein Drittel höhere Innovations-
kraft. Beim Arbeitsmarkt erreicht das bestplatzierte 
Flächenland  Hessen um ein Viertel bessere Werte 
als Niedersachsen.

Der dargestellte Rückstand in wesentlichen struk-
turpolitischen Handlungsfeldern beschreibt für 
Niedersachsen ein auf Dauer schwerwiegendes 
Entwicklungshemmnis. Als Flächenland mit 
 einem hohen Anteil ländlicher Gebiete betrifft 
das in besonderem Maße die Regionen außerhalb 
der städtischen Verdichtungsräume. Es muss da-
her der Anspruch einer sozialen und verantwor-
tungsbewussten Politik sein, in ihre Handlungs-

ansätze für eine bessere ökonomische und soziale 
Entwicklung die Fläche des Landes einzubezie-
hen. Eine Politik für ländliche Räume muss somit 
fester Bestandteil der zukünftigen Strukturpolitik 
für die Entwicklungsfähigkeit des gesamten Lan-
des Niedersachsen sein.

Denn insbesondere die ländlichen Räume stehen 
vor zahlreichen und neuen Herausforderungen 
eines tiefgreifenden Strukturwandels, der in sei-
ner Intensität an Bedeutung und Schärfe noch 
zunehmen wird. Der wachsende globale und 
 nationale Wettbewerb zwischen Staaten und 
 Regionen und die abnehmende Bedeutung geo-
grafi scher Entfernungen sind wichtige Erschei-
nungsbilder dieser Entwicklung. Gerade der de-
mografi sche Wandel, der zunehmende Mangel 
an qualifi zierten Arbeitskräften, die steigende 
Komplexität und Dynamik von Wirtschaftsprozes-
sen sowie der Klimawandel und die Energiewende 
sind aktuelle Fragen, auf die auch die ländlichen 
Räume Antworten fi nden müssen, um nicht von 
bestimmten Entwicklungen überholt oder abge-
hängt zu werden.

Aus den vorgenannten Faktoren ist kaum einer 
für die gesellschaftliche, wirtschaftliche und poli-
tische Zukunft einer ländlichen Region von so 
zentraler Bedeutung wie ihre demografi sche Ent-
wicklung. Denn die Veränderungen in der Be-
völkerungsstruktur schlagen unmittelbar auf das 
Sozial- und Gemeinwesen, das Bildungssystem, 
das Verhältnis der Generationen zueinander oder 
auf die Chancen der Integration durch. Mit dem 
generellen Bevölkerungsrückgang auf der einen 
Seite, geht auf der anderen Seite ein steigender 
Bedarf an gut ausgebildeten Arbeitskräften einher. 
Nach Einschätzungen unterschiedlicher Institute 
droht in Deutschland ein Fachkräftemangel.

1. Ausgangssituation: Niedersachsen im Vergleich
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Die Betroffenheit der Regionen von diesen Phä-
nomenen fällt sehr unterschiedlich aus. Es be-
steht die Gefahr, dass es gerade bei den ländli-
chen Regionen, die wenig attraktiv sind, zu einer 
zunehmenden Abwanderung von qualifi zierten 
Arbeitskräften kommen wird.

Wettbewerbsvorteile in der Wissensgesellschaft 
erreichen künftig vor allem diejenigen Regionen, 
die es schaffen, die richtigen Köpfe für die richti-
gen Aufgaben und damit auch deren Kompeten-
zen zu binden. Hierfür müssen sie die Interessen 
und Bedürfnisse der Menschen ansprechen und 
das jeweilige Arbeitsumfeld möglichst optimal ge-
stalten. Von wesentlicher Bedeutung sind dabei 
die Lebensqualität und das Image einer Region.

In den Regionen der Zukunft liegen Arbeit und 
Wohnen, Lebensqualität und Natur, Wellness 
und Freizeit nah beisammen und ergeben so ein 
besonders interessantes Umfeld. Zusätzliche krea-
tive Angebote in Freizeit, Kultur, Sport und Erho-
lung erzeugen Standortvorteile. Dies gilt nicht 
nur für städtisch geprägte Gebiete. Auch die länd-
lichen Räume müssen ein gleichermaßen attrak-
tiver Wohn- und Lebensstandort sein. Hier dro-
hen allerdings einzelne Gebiete in Niedersachsen 
ins Hintertreffen zu gelangen, andere sind es 
schon. Betrachtet man alle Kreise und kreisfreien 
Städte Deutschlands im Vergleich, dann liegen 
zum Beispiel im Prognos-Zukunfts index nur zwei 
niedersächsische, nämlich Braunschweig und 
Wolfsburg, unter den ersten fünfzig Kommunen. 
Unter den ersten Einhundert fi nden sich ledig-
lich sieben der insgesamt 46 nieder sächsischen 
Kreise und kreisfreien Städte. Dazu gehören der 
Landkreis Vechta, der Landkreis Emsland, der 
Landkreis Gifhorn, die Stadt Oldenburg und der 

Landkreis Leer. Bedenklich ist, dass sich neun 
Kreise unter den letzten 100 Rängen fi nden und 
daher mit erheblichen Zukunftsrisiken konfron-
tiert sind. Dazu gehören die Landkreise Goslar, 
Northeim, Osterode am Harz, Holzminden, Nien-
burg (Weser), Lüchow-Dannenberg sowie die 
Städte Delmenhorst und Wilhelmshaven. Wäh-
rend es also einigen Regionen gelingt, sich durch 
eine gute Wettbewerbsfähigkeit, Innova tionskraft 
und Demografi e zu behaupten (z.B. die Gemein-
den und Kreise im Oldenburger Münsterland), 
fallen andere stark zurück. Diese wachsenden Un-
terschiede werden auf Dauer zu schwer wiegenden 
Problemen für die soziale Stabilität und den 
Wohlstand im gesamten Land führen. Denn die 
wachsende Schere zwischen den Räumen ver-
stärkt die dafür ursächlichen Faktoren wie Ab-
wanderung und Fachkräftemangel. Dieser Trend 
über fordert auf Dauer auch die Ausgleichs fähig-
keit des Landes. Umgekehrt aber zeigen solche 
Unterschiede, dass es offenbar möglich ist, 
schwierige Situationen zu meistern, negative Ent-
wicklungen abzumildern und sogar umzukehren.

Es bedarf daher besonderer Anstrengungen und 
eines glaubwürdigen Leitbilds der Politik für 
 ländliche Räume, um für das gesamte Land den 
richtigen Mix an Zukunftsfähigkeit herzustellen. 
Dies verlangt, dass Niedersachsens ländliche Re-
gionen zu Vorreitern einer nachhaltigen Entwick-
lung mit hoher Lebensqualität, Wirtschafts- und 
Innovationskraft werden und damit überregiona-
le Aufmerksamkeit erlangen. Bislang gelang das 
aus eigener Kraft nur wenigen Gebieten in Nie-
dersachsen. Dies zu ändern, ist die vordringliche 
Aufgabe der Landespolitik in den kommenden 
Jahren. Die damit verbundenen Anforderungen 
werden in dem vorliegenden Papier aufgezeigt.
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Politik für ländliche Räume ist Politik für einen 
Großteil der Menschen in Niedersachsen. Des-
halb müssen die Bedürfnisse und Entwicklungs-
perspektiven der Fläche wieder in das Zentrum 
der Landespolitik rücken: nicht im Gegensatz zu 
den Städten, sondern in einem solidarischen Mit-
einander der Regionen. Allen Menschen muss 
eine greifbare Perspektive geboten werden, gleich 
aus welchem Teil des Landes sie kommen und wo 
sie leben.

Dabei sind die sehr unterschiedlichen Vorausset-
zungen der ländlichen Räume zu berücksichti-
gen. Neben leistungsstarken Regionen mit hoher 
Lebensqualität gibt es Räume, in denen die Bevöl-
kerung stark abnimmt und die vom wirtschaft-
lichen Strukturwandel negativ betroffen sind. So 
wie es den ländlichen Raum nicht gibt, sind zu 
dessen Entwicklung Blaupausen und einfache 
Antworten nicht geeignet. Erforderlich ist statt-
dessen eine regional differenzierte Struktur- und 
Raumordnungspolitik, die auf die jeweiligen Stär-
ken und Schwächen der Regionen angemessen 
reagiert.

Die zentrale Herausforderung der nächsten Jahre 
und Jahrzehnte wird der demografi sche Wandel 
bleiben. Bevölkerungsrückgang, Alterung und 
 soziale Segregation, regionale Wanderungsbewe-
gungen sowie eine wachsende Unterschiedlichkeit 
der Bevölkerungsstrukturen und der Lebensbe-
dingungen sind unabwendbare Rahmenbedin-
gungen der Landespolitik. Es wird in zunehmen-
dem Maße zu einer Konkurrenz um Menschen, 
Fachkräfte und Ressourcen kommen. Unvermeid-
lich ist daher auch, dass es eine erhebliche Zahl 
von Regionen, Teilräumen und Orten geben wird, 
die weiter an Entwicklungskraft und Attraktivität 
verlieren.

Zugleich bestehen aber noch erhebliche, vielfach 
unausgeschöpfte Potenziale. Hinzu kommen neue 
Ansprüche an Raum und Fläche. Hieraus können 
Zielkonfl ikte für die künftige Nutzung von Natur 
und Kulturlandschaften erwachsen – z. B. im Rah-
men der Energiewende und mit Blick auf die 
 Inanspruchnahme ländlicher Räume als Energie-
lieferanten. Auch diese Chancen und Anforde-
rungen stellen sich regional unterschiedlich dar. 
Sie sind von vorhandenen Wertschöpfungsketten 
und Clustern abhängig: So sichern nach wie vor 
die Land- und Forstwirtschaft, der Tourismus und 
die klein- und mittelständischen Betriebe vie-
lerorts die wirtschaftliche „Grundlast“. Diese 
Branchen gilt es zu erhalten und zukunftssicher 
aufzustellen. Die Aufrechterhaltung und quali-
tative Weiterentwicklung der Gesundheitsversor-
gung ist ebenso eine große Herausforderung. Zu-
gleich wird die Gesundheitswirtschaft einen 
zunehmend wichtigeren Faktor für die ökonomi-
sche Entwicklung und die regionalen Arbeits-
märkte bilden. Schließlich bieten auch soziale 
Netze und intakte Beziehungssysteme, kurz, das 
was wir  Heimat nennen, eine häufi g unterschätz-
te „Ressource“. Das Leben auf dem Land und in 
der  dörfl  ichen Gemeinschaft besitzt unverändert 
hohe Attraktivität, vor allem wenn es gelingt, auf 
veränderte Lebenskonzepte zu reagieren.

Fortschrittliche und soziale Politik für ländliche 
Räume begreift diese Herausforderungen als Ver-
pfl ichtung und Chance zur aktiven Gestaltung 
eines notwendigen Strukturwandels. Diese Auf-
gabe ist nicht neu, sondern musste in den letzten 
Jahrzehnten in vielen Regionen gemeistert wer-
den. Beispiele sind der bis heute andauernde 
Übergang im Ruhrgebiet von der Montanindust-
rie hin zu einer modernen Dienstleistungs- und 
Fertigungsregion, die Entwicklung der südlichen 

2. Erfordernisse und Ziele: Vielfalt annehmen, 

Teilhabe gewährleisten, neue Chancen erschließen
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Weser-Ems-Region zu einem führenden Cluster 
der Agroindustrie oder die Profi lierung von Leer 
als Reedereistandort. In all diesen Fällen waren 
Land und Kommunen gleichermaßen gefordert. 
Erfolgreiche Umstrukturierungsprozesse gelan-
gen vor allem dort, wo sich beide als Verantwor-
tungsgemeinschaft begriffen und gemeinsamen 
Zielen folgten. Dies gilt heute auch für die länd-
lichen Räume und unter ihnen besonders für 
jene, die unter Strukturschwäche leiden. 

Für ihre erfolgreiche Entwicklung sind vier 
Grundsätze maßgeblich:

• Erhalt gleichwertiger Lebensverhältnisse – 
verstanden nicht als Verpfl ichtung zur Herstel-
lung gleichartiger Lebensbedingungen, sondern 
als Gewähr für Teilhabe (auch auf un ter-
schiedlichen Wegen), Chancengleichheit und 
Solidarität zwischen den Regionen.

• Bekämpfung von Strukturschwäche und Nut-
zung regionaler Stärken – damit Vermeidung 
eines Konfl ikts zwischen Stadt und Land. Statt-
dessen gezielte Unterstützung von Städten und 
Landstrichen mit Struktur- und Demo grafi e-

problemen und zugleich Förderung starker Re-
gionen als materielle Basis für die Solidarität 
zwischen den Regionen.

•  Schaffung neuer Entwicklungschancen auch 
für entlegene Regionen – als zentrales Verspre-
chen einer Strukturpolitik, die zunächst auf 
vorhandene und noch zu erschließende Wachs-
tumspotenziale sowie auf den Erhalt und die 
Steigerung der Lebensqualität zielt. Das heißt, 
damit kein Versprechen einer vollständigen 
Ausstattung überall, sondern auf eine faire 
 Entwicklungschance bei vorhandenen Poten-
zialen und örtlichem Engagement.

• Befähigung zum Wandel – gestützt auf gegebe-
ne und neue Entwicklungschancen und auf die 
notwendige Bereitschaft zum Wandel in den 
Regionen als Unterstützung für Engagement 
und Kompetenz vor Ort sowie zur Bewältigung 
eines längerfristigen Strukturwandels und un-
vermeidlicher Schrumpfungsprozesse. Wich-
tig ist hierzu insbesondere die Sicherung hand-
lungsfähiger Kommunen als Träger örtlicher 
Daseinsvor sorge und einer differenzierten 
„Entwicklungspolitik“.
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Bereits im Jahr 2007 legte die Enquete-Kommis-
sion des Niedersächsischen Landtags ihren Be-
richt vor, der dringende Handlungsbedarfe skiz-
zierte. Bisher hat es jedoch keinen nachhaltigen 
Ansatz zu einer umfassenden Weichenstellung 
zur Gestaltung des demografi schen und struk-
turellen Wandels in den unterschiedlichen Regio-
nen Niedersachsens gegeben. Anstatt den dort 
geschilderten Problemen und Herausforderungen 
gerecht zu werden, ist ein Rückzug des Staates aus 
der Fläche zu beobachten.

Ein zentrales Dilemma niedersächsischer Verwal-
tungspolitik ist dabei die Tatsache, dass nach der 
Aufl ösung der Bezirksregierungen keine Struktu-
ren bestanden oder geschaffen wurden, die in 
den Regionen überörtliche Koordinations- und 
Bündelungsaufgaben übernehmen konnten. Das 
Argument, der Verzicht auf Mittelinstanzen stär-
ke die Kommunen und deren Gestaltungsmög-
lichkeiten, überzeugt nicht. Die angekündigte 
Verlagerung umfangreicher Aufgaben fand nicht 
statt, hätte aber aufgrund unterschiedlichster 
 Kapazitäten viele Städte und Kreise ohnehin über-
lastet. Zugleich fehlte eine aktiv gestaltende 
Raumordnung und Landesplanung, die den Rah-
men für eine wirksame Strukturpolitik geboten  
hätte. So erschöpft sich die Rolle des Landes seit 
Jahren in der Ressortkonkurrenz zwischen einer 
ordnungspolitischen Marktorientierung einerseits 
und der zunehmend an den Rand gedrängten 
 Landesplanung und -entwicklung andererseits.

Auf die eindeutigen Befunde zur heterogenen 
Entwicklungskraft der Regionen und einer sich 
vertiefenden Spaltung des Landes in prosperie-
rende und abgehängte Räume, wie sie sowohl im 
Endbericht der Enquete-Kommission 2007 als 
auch im sog. Hesse-Gutachten 2010 beschrieben 
sind, fehlt bisher eine substanzielle politische 
Antwort. Aus den bereits vorliegenden Analysen 

hätte ein handlungsorientiertes Strukturkonzept 
erwachsen können. Dabei zeigen andere Bundes-
länder, wie eine zielgerichtete Landesentwicklung 
betrieben werden kann. So stellte beispielsweise 
Sachsen bereits 2003 einen Landesentwicklungs-
plan auf und schreibt diesen kontinuierlich als 
fachübergreifendes Planungsinstrument fort.

In Niedersachsen ist hingegen viel Zeit ungenutzt 
verstrichen. Ausgelöst durch den politischen 
Druck der kommunalen Ebene gab es lediglich 
den Versuch, mit dem sog. „Zukunftsvertrag“ 
überschuldeten und strukturschwachen Kom-
munen kurzfristig fi nanzielle Erleichterung zu 
verschaffen. Dieser Ansatz greift zu kurz: Denn 
der Zukunftsvertrag ist ein kostspieliges Instru-
ment, das Mitnahmeeffekte hervorruft und die 
eigentlichen Ursachen regionaler Wachstums-
schwächen nicht behebt. Es fehlt weiterhin an 
regionalen Entwicklungsstrategien, die dauer-
haft helfen, die bestehenden Strukturschwächen 
und deren drohende Verschärfung durch den 
 demografi schen Wandel zu überwinden.

Auch der Verweis auf Entwicklungs-, Stabilisie-
rungs- und Anpassungsstrategien beschreibt bis-
lang nur das, was sich in den Regionen tut. Er 
liefert aber noch kein Konzept, wie den Heraus-
forderungen vor Ort begegnet werden kann. Das 
Land hat seitdem inhaltlich das nachvollzogen, 
was  mit der Verwaltungsreform begonnen wur-
de: den Rückzug der Landespolitik aus der Fläche 
und die Verabschiedung von einer aktiven Struk-
tur- und Raumordnungspolitik, worunter länd-
liche Räume und solche mit Strukturproblemen 
besonders leiden.

Dieser Entwicklung muss eine soziale und verant-
wortungsvolle Politik mit dem Bekenntnis zur 
aktiven Gestaltung des notwendigen Wandels 
entgegengesetzt  werden. Die Teilräume in Nieder-

3. Konzept: Aktive Struktur- und Raumordnungspolitik 

für den notwendigen Wandel in den Regionen
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sachsen brauchen einen Orientierungsrahmen  
und die Unterstützung des Landes, ohne sie in 
ihren Entwicklungsperspektiven bevormunden 
zu wollen. Geboten ist eine neue Verantwor-
tungspartnerschaft, um die gegebenen Heraus-
forderungen gerade in den ländlichen Räumen zu 
bewältigen. 

Eine solche aktive Struktur- und Raumordnungs-
politik besitzt vier Schwerpunkte:

1. Klarer raumordnungspolitischer Rahmen und 
zügige Umsetzung von notwendigen Entschei-
dungen, jedoch nicht im Sinne einer statischen 
Raumordnung, sondern als anpassungsfähige, 
bei gegebenen Voraussetzungen auch zur be-
rechtigten Ausnahme und funktionalen Defi -
nition von Zielen fähige Landesentwicklung.

 Ein Beispiel: Innen- vor Außenentwicklung, Klein- 
und Mittelstädte privilegiert gegenüber Umland-
gemeinden und entlegenen Dörfern; daneben aber 
auch zusätzliche Ressourcen und Ausnahmen für 
innovative Konzepte und örtliches Engagement 
unabhängig von der Lage im zentralörtlichen Sys-
tem – etwa bei der Profi lierung eines Orts als Bio-
energiedorf.

2.  Realistische Zuordnung und frühestmögliche 
Konzentration öffentlicher Ressourcen an 
 Orten und in Infrastrukturen mit entspre-
chender Bedarfs- und Auslastungsperspektive; 
Verstärkung entwicklungsfähiger Orte und Re-
gionen; sowie Sicherung öffentlicher Daseins-
vorsorge in der Fläche durch Erreichbarkeit, 
weniger durch statische Einrichtungen.

 Ein Beispiel: Zusammenziehen weiterführender 
Schulen mit besseren Angeboten und Fördermög-
lichkeiten an weniger Standorten und Organisa-
tion einer fl exiblen und mit kleineren Kapazitäten 
ausgeführten Schülerbeförderung; Ergänzung her-

kömmlicher Überland-Buslinien durch die Förde-
rung zielgruppenspezifi scher und privater Angebo-
te (Land- und Seniorentaxis, Taxigutscheine für 
Jugendliche an Wochenenden und in den Abend-
stunden, Bürgerbusse usw.).

3. Politik der fairen Chance als Versprechen eines 
individuellen Angebots für alle Landesteile; 
gemeint ist dabei jedoch keine Orientierung 
an absoluten Ausstattungsniveaus, sondern 
fl exible und unbürokratische Handhabung von 
Ressourcen zur fl exiblen und freien Verfügung 
der örtlichen Akteure; außerdem Möglichkeit 
einer kalkulierten Ausnahme von Vorgaben der 
 Raumordnung und Funktionszuordnung, wenn 
entsprechende Ideen, Konzepte und das nöti-
ge Engagement vor Ort vorhanden sind.

 Ein Beispiel: Förderung einer kooperativ genutzten 
Feuerwehrinfrastruktur; zugleich Übergabe und 
Betriebskostenförderung ehemaliger Spritzenhäu-
ser zur ehrenamtlichen Nutzung als Begegnungs-
stätten und Gemeinschaftshäuser.

4.  Dezentrales Handeln und regionale Koordina-
tion verstanden nicht als simple Subsidiarität 
oder zentrale Steuerung, sondern als ein An-
satz, der „Know-how“ und Engagement in der 
Fläche nutzt, die jeweiligen Entscheider dazu 
befähigt und einbindet und in Verbindung 
damit die Rolle des Staates aktiv interpretiert 
(Rückkehr in die Fläche).

 Ein Beispiel: Wiederaufbau regionaler Behör-
denkapazitäten mit einem Fokus auf übergreifen-
de Raumordnungs- und Entwicklungsaufgaben; 
als wichtige Kompetenz dabei Initiierung und Be-
gleitung des Prozesses zur Aufstellung regionaler 
Entwicklungskonzepte als regional vereinbarter 
Zielkatalog zur Verzahnung bestehender Pla-
nungsebenen und zur besseren Fokussierung von 
Förderpolitiken.
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     Handlungsfeld 1

FAMILIEN
KINDER UND
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4. Sechs Handlungsfelder für die 

erfolgreiche Entwicklung ländlicher Räume

Landesweit ist heute ein Rückgang klassischer Familienstrukturen zu beobachten. 

Sowohl Mehrpersonen-, als auch Mehrgenerationen-Haushalte nehmen in Nie-

dersachsen zahlenmäßig ab. Gleichzeitig ist eine Zunahme an Einpersonenhaus-

halten zu beobachten. Diese Tendenz ist in Niedersachsen regional unterschied-

lich stark ausgeprägt. Sie ist in den niedersächsischen Ballungsräumen wesentlich 

deutlich erkennbarer als beispielsweise in ländlichen Räumen wie dem Olden-

burger Münsterland, wo noch 19  Prozent der Bevölkerung mit mindestens zwei 

Generationen unter einem Dach zusammenleben und rund 85  Prozent der Eltern 

verheiratet sind.

Aber auch für die ländlichen Räume Niedersachsens ist dieses durch das 19. und 

20. Jahrhundert geprägte Familienbild nicht mehr repräsentativ. Höhere Bildungs-

abschlüsse, eine große Anziehungskraft städtisch geprägter Räume auf junge Men-

schen und moderne Anforderungen an das Berufsleben, die mit einer steigenden 

wachsenden Mobilität und Flexibilität einhergehen, führen dazu, dass die be-

schriebenen Familienstrukturen auch in ländlichen Räumen zunehmend aufbre-

chen. Junge Eltern können sich nicht mehr automatisch darauf verlassen, dass sie 

aus ihrer Familie Unterstützung erfahren, wenn Kinder kommen. Kinder werden 

als unkalkulierbares Risiko in der eigenen Lebensplanung wahrgenommen, wenn 

es innerhalb wie außerhalb der Familie keine oder nur wenig Unterstützungsleis-

tungen bei Betreuung und Erziehung gibt. Diese Situation verschärft die negativen 

Folgen des demografi schen Wandels in den ländlichen Räumen, die bereits unter 

dem Abwanderungsprozess junger Menschen leiden.

In Niedersachsen gibt es insbesondere in den ländlichen Gegenden bei der Zahl an 

Tagesmüttern, Krippen und Kindertagesstätten noch einen großen Aufholbedarf. 

So weisen die eher ländlich geprägten ehemaligen Regierungsbezirke Lüneburg 

und Weser-Ems bei den Krippenplätzen mit 15,6 Prozent bzw. 12,6 Prozent 

 wesentlich schlechtere Werte auf als der Landesdurchschnitt, der im März 2011 

bei 19,1 Prozent lag.

Das Betreuungsgeld der Bundesregierung trägt nicht dazu bei, die realen Problem-

lagen junger Familien zu lösen. Insbesondere vor dem Hintergrund der Situation 

in den ländlichen Räumen wären diese Mittel in Niedersachsen wesentlich besser 

eingesetzt, um den Krippenausbau zu beschleunigen. Insgesamt bedarf es hier 

noch einer großen Kraftanstrengung, um überall in Niedersachsen die im Krippen-

gipfel vereinbarten 35 Prozent zu erreichen.

Eltern bei 
Betreuung und 
Erziehung 
unterstützen

  4.1 Kinder und Familien 
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Vor allem aber bleibt die Investition in Bildung die wichtigste Voraussetzung, um 

den Lebenswert in der Fläche zu erhalten und wirtschaftliche Chancen zu eröff-

nen. Sinkende SchülerInnenzahlen dürfen deshalb nicht zu Einsparungen im Bil-

dungsbereich genutzt werden. Frei werdende Mittel sollen in die Sicherung und 

Erhöhung der Qualität des Schulsystems zurückfl ießen. Dabei gilt es, auch das 

Stadt-Land-Gefälle in der Bildungslandschaft auszugleichen.

Aufgrund der sinkenden Schülerzahlen entwickeln sich gerade im ländlichen Be-

reich viele Grundschulen zur Einzügigkeit oder können nur einen jahrgangsüber-

greifenden Unterricht erteilen. Die damit einhergehende geringe Zahl der zur 

 Verfügung stehenden Lehrerstunden und die eingeschränkte organisatorisch 

 Flexibilität der Schulen beeinträchtigen die Vielfalt der Angebote. Folglich sind 

Fördermaßnahmen, die Gestaltung eines anregenden Schulumfeldes oder das An-

gebot von AG-Stunden kaum möglich. Die auch im Primarbereich sinnvolle Ein-

richtung von Ganztagsschulen ist nur mit überproportionalen Personalkosten zu 

realisieren. Die Konzentration solcher kleinen Schulen in größeren Einheiten mit 

vollständigen Ganztagsangeboten und einem gesunden Mittagessen könnte dieses 

Qualitätsdefi zit ausgleichen. Andererseits haben gerade auch Grundschulen in 

den von demografi schen Veränderungen betroffenen kleinen Gemeinden eine 

wichtige Funktion für die Lebensqualität und die Identitätsbildung für die dort 

lebenden Familien. Zwischen diesen beiden Polen muss in einem intensiven Dia-

log mit den Eltern und den Schulträgern eine befriedigende Lösung für alle ge-

funden werden. Damit einhergehen muss jedoch der Ausbau fl exiblerer Mobili-

tätsangebote, um die Erreichbarkeit von Bildungseinrichtungen zu gewährleisten.

Zunehmend sind in den ländlichen Räumen auch viele Haupt- und Realschulen in 

ihrem Bestand bedroht. Die Auszehrung dieser Schulformen und ihrer Standorte 

infolge des demografi schen Wandels erhält einen weiteren Schub durch die 

Schullaufbahnentscheidungen der Eltern. Mit der Errichtung kleinerer, drei- bis 

vierzügiger Gesamtschulen können auch in den ländlichen Räumen Niedersach-

sens die Bildungschancen junger Menschen ihren jeweiligen Begabungen entspre-

chend erhöht werden. Diese Schulen sollen den Unterricht auch horizontal diffe-

renziert an verschiedenen Außenstellen oder Standorten erteilen und mit 

Gymnasien, anderen Gesamtschulen oder berufl ichen Gymnasien kooperieren 

können. So ist auch eine effektivere Nutzung der vorhandenen Schulgebäude 

möglich. Ein solches Modell erweitert und erleichtert für Jugendliche in ländliche-

ren Bereichen die Wahlmöglichkeiten zwischen allen Schulformen und Schulab-

schlüssen, je nach ihrem individuellen Entwicklungspotenzial. Es baut die Bil-

dungsdisparitäten zwischen Stadt und Land ab, verbessert die Möglichkeiten der 

individuellen Förderung und erhöht so den Grad der Ausschöpfung von gesell-

schaftlichen Bildungspotenzialen. Hinzu kommt der Erhalt und die den regiona-

len Arbeitsmarktbedarfen entsprechende Profi lbildung berufsbildender Schulen  

in der Fläche.

Bildungspotenziale 
systematisch heben
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Ein wesentliches Ziel dieser Maßnahmen ist es, Dörfer und Kleinstädte als Wohn- 

und Arbeitsort für Familien attraktiv zu halten. Kindertagesstätten und Schulen 

müssen dazu mehr sein, als Orte der Wissensvermittlung. Sie werden zu Ganz-

tagseinrichtungen, die vielfältige Angebote unterbreiten und soziale Kompeten-

zen vermitteln. Sie bilden kulturelle Zentren für die gesamte Bevölkerung. Hier 

müsste auch eine enge Kooperation mit der Kinder- und Jugendhilfe stattfi nden. 

In Niedersachsen sollten diese neuen Entwicklungen endlich aufgegriffen werden, 

um ein leistungsfähiges Bildungsangebot im ländlichen Raum sicherzustellen. 

Trotzdem würde die Umsetzung dieser Vorschläge zur bildungspolitischen Stär-

kung Niedersachsens und vor allem der ländlichen Räume nicht ohne eine fi nan-

zielle Kraftanstrengung des Landes gehen. Diese wird unter Beachtung der Schul-

denbremse und eines klaren Haushaltskonsolidierungspfades nur in einem 

Stufenplan realisierbar sein.

Konkrete Maßnahmen:

•  Zügiger Krippen- und Kindertagesstättenausbau und schrittweise Verbesserung 

der Betreuungsqualität;

•  Integration von Kita und Schule;

•  Demografi erendite durch sinkende Schülerzahlen im Bildungssystem belassen;

•  Stärkere Konzentration im Primarbereich auf Qualität und Chancengleichheit;

•  3- bis 4-zügige Gesamtschulen in der Fläche zulassen und Schülertransporte 

besser organisieren;

• Erhalt und regionalen Bedarfen entsprechende Profi lschärfung berufsbildender

 Schulen in der Fläche.
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     Handlungsfeld 2

UND PFLEGE
GESUNDHEIT
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Insbesondere in den ländlichen Räumen wird es im Zuge des demografi schen 

Wandels zu einer massiven Veränderung der bisherigen Strukturen im Bereich der 

Gesundheitsversorgung kommen müssen. Denn mit dem Bevölkerungsrückgang 

in der Fläche geht ein überproportionaler Anstieg der Menschen mit medizini-

schem, pfl egerischem und sozialem Versorgungsbedarf einher. Zudem kommt es 

mit zunehmendem Alter häufi g zu multimorbiden Erkrankungen.

Der Anspruch an eine vorausschauende Politik ist es, dass die Gesundheitsversor-

gung, Pfl ege und soziale Betreuung der Menschen in der Fläche auch zukünftig 

sichergestellt ist. Das bisherige System aus Krankenkassen und ärztlicher Selbst-

verwaltung ist darauf unzureichend ausgerichtet. Während in den Städten eine 

Überversorgung durch die konzentrierte Ansiedlung von Ärzten herrscht, ist der 

Ärztemangel vordringlich ein Problem ländlicher Gebiete. Hier bewirken vor al-

lem die derzeitigen Rahmenbedingungen im Krankenhaussektor eine Verlagerung 

in die häusliche, ambulante und rehabilitative Versorgung. Viele kleine Kranken-

häuser, die in Niedersachsen besonders häufi g vorzufi nden sind, klagen über nicht 

kostendeckende Behandlungsentgelte und haben hohe Investitionsbedarfe. Zu-

dem verstärken der Fachkräftemangel im ambulanten Sektor und die rückläufi gen 

Selbsthilfekräfte der Familien schon heute den gesundheitspolitischen Handlungs-

druck. Andere Bundesländer haben diese Entwicklungen bereits lange erkannt 

und ihre Landeskrankenhausgesetze den aktuellen Erfordernissen angepasst.

Die Versorgung mit Krankenhäusern muss aber auch in entlegenen Gebieten ge-

sichert bleiben und von Bund und Ländern gefördert werden. Kommunale Häuser 

müssen sich ihrerseits auf diese Herausforderungen einstellen, um dem Trend zur 

Entstaatlichung sta tionärer Versorgung zu begegnen. Das fordert gerade von den 

kommunalen Verantwortungsträgern, dass mehr Kooperation zugelassen und ge-

zielt herbeigeführt wird. Dabei kann bei den Erfahrungen in anderen Bereichen 

der öffentlichen  Daseinsvorsorge Anleihe genommen werden. So sind die Zusam-

menarbeit und die Fusion von Kliniken nicht nur im regionalen Maßstab denkbar, 

sondern auch in Form regionsübergreifender Krankenhausverbünde und -beteili-

gungen. Niedersachsen kann aber auch von Hessen lernen, das bereits eine regio-

nalisierte Krankenhausplanung eingeführt hat. Dieser Weg muss auch in Nieder-

sachsen beschritten werden, um die stationäre Krankenversorgung angesichts 

unterschiedlicher Bevölkerungsentwicklungen in den Teilräumen zukunftsfest 

aufzustellen.

Zudem werden ambulante und mit Hilfe moderner Kommunikationsmedien ar-

beitende Angebote an Bedeutung gewinnen. Nur so können die raumbezogenen 

Nachteile der Fläche ein Stück weit ausgeglichen werden. Dies gilt ebenso für die 

Vernetzung und Kooperation mobiler Leistungen mit stationären Einrichtungen. 

Oft fehlt es nämlich nicht an professionellen Hilfen, sondern am zeit- und be-

darfsadäquaten Einsatz derselben. Die unterschiedlichen Partner und Einrichtun-

gen im Gesundheitswesen agieren oft unverbunden neben- oder nacheinander, 

Ambulante und 
stationäre Gesundheits-
leistungen vernetzen

  4.2 Gesundheit und Pfl ege
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Gute Pfl ege sichern

ergänzen sich selten und beeinträchtigen sich eher. Vielfältige Umwege und Fehl-

steuerungen führen zu nichtbedarfsnotwendigen Aufwendungen und beein-

trächtigen die Lebensqualität der Patienten. Gerade in ländlichen Gebieten mit 

begrenzten medizinischen Versorgungsangeboten ist mehr Koordination, Koope-

ration und Integration der Akteure zwingend erforderlich. Ein geeignetes Instru-

ment dazu sind regionale Gesundheitskonferenzen, mit denen eine verbesserte 

sektorenübergreifende Versorgung erreicht werden soll.

Niedersachsen sollte zusammen mit Krankenkassen und Kassenärztlicher Vereini-

gung die enge Abstimmung mit den Kommunen in den ländlichen Räumen su-

chen, um eine ausreichende Versorgung mit Allgemein- und Fachärzten sicherzu-

stellen. Das Versorgungsstrukturgesetz eröffnet dabei den Ländern erstmals die 

Möglichkeit, eine gestaltende Rolle in der ambulanten Versorgung einzunehmen. 

Dazu sind die Planungsbereiche in Abstimmung mit der Kassenärztlichen Verei-

nigung in Niedersachsen neu zuzuschneiden. Zukünftig sollte die hausärztliche 

Versorgung, die Versorgung mit Kinderärzten, Augenärzten, Psychotherapeuten 

und Frauenärzten wohnortnah und die übrige fachärztliche Versorgung in der Re-

gel an Kliniken oder Medizinischen Versorgungszentren geplant werden. Damit 

verbindet sich auch eine aktivierende Rolle der Kommunen bei der Werbung und 

Ansiedelung von ärztlichen und sonstigen Gesundheitsdienstleistungen.

Besondere Herausforderungen kommen auch auf die Pfl ege zu. Hier wird in den 

ländlichen Räumen aufgrund der demografi schen Prognose ein hoher   Zuwachs an 

Kapazitäten notwendig sein. Deshalb muss die Attraktivität der Pfl egeberufe er-

höht werden. Dazu gehört neben der tarifl ichen Bezahlung von Pfl e gekräften die 

komplette Schulgeldfreiheit für Altenpfl egeschüler, die Wiederer höhung einer 

 solidarischen Umlagefi nanzierung zwischen ausbildenden und nichtausbil-

denden Einrichtungen (nach dem Vorbild von Baden-Württemberg und Rhein-

land-Pfalz) und die Zusammenführung von Alten-, Gesundheits- und Kranken-

pfl ege zu einem Pfl egeberuf.

Viele nichtärztliche Leistungen können darüber hinaus von Fachkräften über-

nommen werden, die keine medizinisch-akademische Ausbildung haben. Die von 

der EU geforderte generelle Akademisierung der Pfl egeberufe ist weder leist- noch 

fi nanzierbar. Stattdessen sollte erprobt werden, wie bestimmte Aufgaben von den 

Ärztinnen und Ärzten auf qualifi ziertes Pfl ege- und Praxispersonal übertragen wer-

den können und wie bereits während der Ausbildung die Zusammenarbeit zwi-

schen den verschiedenen Gesundheitsberufen gestärkt werden kann.

Zur Entlastung der Hausärzte in ländlichen Regionen soll das in Niedersachsen 

bereits angelaufene Modellprojekt „MoNi“ weiterentwickelt und dann in allen un-

terversorgten ländlichen Regionen eingeführt werden. Andere Bundesländer ha-

ben ähnliche Projekte bereits mit Erfolg in der Fläche umgesetzt. Die Zielsetzung 

sollte dabei sein, nicht niedrigschwellige Angebote durch fortgebildete medizini-

sche Fachangestellte zu schaffen, sondern dem Beispiel Mecklenburg-Vorpom-

merns zu folgen: Dort üben examinierte, speziell geschulte Pfl egefachkräfte mit 
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Laptop in ärztlich unterversorgten Regionen selbstständig Behandlungspfl ege aus 

(Modell AGNES).

Die Handlungsmaxime sozialer und fortschrittlicher Politik im Bereich der Ge-

sundheitsversorgung für die ländlichen Räume ist folglich von einem Gesamtkon-

zept geprägt. Dabei ist die Mobilisierung und Vernetzung von Dienstleistungen 

und Menschen das Mittel der Wahl, um auch im Gesundheitssektor die zentralen 

Bedürfnisse einer solidarischen Gesellschaft zu decken.

Konkrete Maßnahmen:

• Defi nition von Mindeststandards einer Gesundheitsversorgung in ländli-

chen Räumen;

• Verbesserte Vernetzung ambulanter und stationärer Gesundheitsleis-

tungen;

• Verstärkter Leistungsaustausch zwischen Praxen und Kliniken;

• Aktivierende Rolle der Kommunen zugunsten der örtlichen Ärztever-

sorgung und im Rahmen übergreifender Klinikverbünde;

•  Steigerung der Attraktivität von Pfl egeberufen.
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Im digitalen Zeitalter sind Handel und die Erbringung von Dienstleistungen ohne 
Nutzung des Internets kaum möglich. Über das Internet kann grundsätzlich über-
all Handel betrieben werden, wenn ein leistungsfähiger Breitbandzugang besteht. 
Das gleiche gilt für traditionelle Dienstleistungs- und Handwerksbetriebe. Ohne 
funktionierendes Online-Angebot, d.h. ohne Kataloge, Leistungsbeschreibungen, 
Preislisten bis hin zu Bestell- oder Vertragsformularen kommt heute kein Unter-
nehmen aus. Dieses gilt gleichermaßen für den Malerbetrieb, das Bekleidungsge-
schäft oder den Pizza-Bringdienst und zwar fl ächendeckend in Großstädten wie 
im ländlichen Raum.

Tatsache ist, dass die Internetkapazität in den meisten ländlichen Räumen für die 
Nutzung des Internet 2.0 und internetgestützte Dienstleistungen schon heute bei 
weitem nicht ausreicht, obwohl diese Regionen formal als erschlossen gelten. 
 Gerade hier bieten sich jedoch für den ländlichen Raum erhebliche Entwicklungs-
potenziale, die nur durch eine leistungsstarke Internetanbindung freigesetzt 
 werden können. Um moderne internetgestützte Dienstleistungen (IP-Fernsehen, 
Medizindienstleistungen, etc.) umfassend nutzen zu können, bedarf es einer 
 fl ächendeckenden Versorgung mit mindestens 50 Megabit. Dieses ist auch vor 
dem Hintergrund der Energiewende, bei der den ländlichen Räumen eine Schlüs-
selrolle zukommt, dringend erforderlich, da die zukünftigen Energiesysteme für 
ihre Steuerung moderne und leistungsfähige Kommunikationstechnologien  be-
nötigen.

Doch während in der Landeshauptstadt Hannover bereits die Einführung des 
 Gigabit-Netzes (1 Gigabit = 1.000 Megabit) vorbereitet wird, sind große Teile des 
ländlichen Raumes noch immer nicht oder kaum erschlossen. Selbst die aktuellen 
Investitionen aus dem Konjunkturpaket II ermöglichen vielerorts nur Geschwin-
digkeiten von 1 Megabit. So zeigt der Internet-Ausbau im Rahmen des Konjunk-
turpaketes II, dass die gewählten Public-Private Partnership-Modelle keineswegs 
ein uneingeschränkter Erfolg waren. Auch hier gilt, dass ein so zentrales öffent-

liches Gut nicht allein in die Hände privater Anbieter gelangen darf, die zudem nur 
selten einen diskriminierungsfreien Zugang für ihre Wettbewerber gewährleisten.

Die ländlichen Räume dürfen hier nicht abgehängt werden. Dieser Breitbandstan-

dard muss bis spätestens 2020 in Niedersachsen fl ächendeckend eingeführt wer-
den, da er für die zukünftige ländliche Entwicklung als Standortfaktor von so zen-
traler Bedeutung ist, dass er durch keine andere öffentliche Infrastruktur 
aufgefangen werden kann. Die Finanzierung dafür ist sicher zu stellen.

Bedingt durch Bevölkerungsrückgang, moderne Wasserspartechniken und ein ge-
stiegenes Umweltbewusstsein ist der Wasserverbrauch in Niedersachsen seit Jah-

ren rückläufi g. Während in Ballungsräumen die Durchfl ussmengen in den Frisch-
wasserleitungen immer noch groß genug sind, sodass die Verweilzeiten in den 
Netzen keine gesundheitsbedenklichen Folgen haben, sind die Anforderungen der 
Trinkwasserverordnung in einigen ländlichen Räumen im Hinblick auf die Keim-

Hochgeschwindigkeit 
für alle durch 
Breitbandoffensive

Bedarfsgerechte 
Ver- und Entsorgungs-
einrichtungen schaffen

4.3 Erreichbarkeit und Daseinsvorsorge
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belastung dieses Lebensmittels immer schwieriger zu erfüllen. Aus den genannten 
Gründen sind die Netze vielerorts schon heute überdimensioniert und folglich 
unterausgelastet. Aus dieser Situation erwachsen höhere Betriebsaufwendungen 
und somit -kosten, die der Faustformel: 1 Prozent Bevölkerungsrückgang führt zu 
1 Prozent Gebührenanstieg folgen. Die beschriebene Problemsituation nimmt für 
den Abwasserbereich noch größere Dimensionen an. Zu geringe Durchfl uss-
mengen in den Kanälen führen dazu, dass diese nunmehr regelmäßig gespült wer-
den müssen. Abwasserbehandlungsanlagen sind dagegen immer häufi ger über-
dimensioniert.

Dieses sind nur zwei Beispiele aus dem gesamten Sektor der Ver- und Entsorgungs-
dienstleistungen. Die Niedersächsische Landesregierung hat die Kommunen mit 
diesen Problemen bisher allein gelassen. Folglich haben einige innovative Ge-
meinden selbstständig Anpassungs- und Stabilisierungsstrategien entwickelt und 
daraus konkrete Maßnahmen abgeleitet. So wurden Rohrquerschnitte verringert, 
indem in bestehende Leitungen kleinere Rohre neu eingezogen wurden. Zudem 
überlegen derzeit einige Kommunen, den Regenwasser- mit dem Schmutzwasser-
kanal so zu verbinden, dass das Niederschlagswasser zum Spülen der Kanäle ge-
nutzt werden kann. 

Die Herausforderung besteht also darin, eine bedarfsgerechte Infrastrukturversor-
gung im Kernbereich der öffentlichen Daseinsvorsorge in den ländlichen Räu-
men aufrecht zu erhalten. Diese Aufgabe ist von den fi nanzschwachen Kommu-
nen immer schwieriger zu leisten, da nicht nur die Nutzerzahlen zurückgehen, 
sondern durch Deregulierungsprozesse, europaweite Ausschreibungen und Pri-
vatisierungen nur die wirtschaftlich unattraktiven Teilbereiche des öffentlichen 
Dienstleistungsspektrums bei den Kommunen verbleiben.

Eine weitergehende Privatisierung und Deregulierung über das heutige Maß hin-
aus würde dazu beitragen, dass viele Menschen gerade in den ländlichen Räumen 
zunehmend stärker von der Gesamtentwicklung des Landes abgekoppelt werden. 
Daher muss gegenüber der EU und der Bundesregierung die Ablehnung gegenüber 
weiterführenden Privatisierungen, wie beispielsweise im Abfallbereich und der 
Wasserversorgung, deutlich zum Ausdruck gebracht werden. Stattdessen benöti-
gen wir eine Flexibilisierung bestimmter Standards im Bereich der öffentlichen 
 Daseinsvorsorge in den ländlichen Räumen, um diese überhaupt fi nanzierbar zu 
halten. Ein Beispiel hierfür ist die Aufgabe des Anschluss- und Benutzungszwanges 
bei Einzelgebäuden im Außenbereich, da die hierdurch verursachten Folgekosten 
bei Weitem über den jeweiligen Gebührensätzen liegen.

Die Sicherstellung von Mobilität ist eine der Kernanforderungen des 21. Jahrhun-
derts. In den Städten und Ballungszentren geht es darum, den Verkehrskollaps zu 
vermeiden und eine hohe Luft- und Lebensqualität zu gewährleisten. Dagegen 
kommt es in den ländlichen Räumen darauf an, Mobilität an sich zu ermöglichen, 
für die vielen dort lebenden älteren Menschen, aber auch um die Attraktivität der 
Wohnstandorte für Kinder, Jugendliche und nicht motorisierte Menschen zu er-
halten bzw. herzustellen.

In all diesen Fragen kommt dem öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) eine 
zentrale Bedeutung zu. Um Kosten zu minimieren und eine bestmögliche Nach-

ÖPNV neu denken 
und auf die 

Bedürfnisse vor 
Ort anpassen
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frage auszulösen, müssen die regionalen Verkehrsträger gerade im ländlichen 
Raum bestmöglich vernetzt sein. Busse und Bahnen müssen so aufgewertet wer-
den, dass alltagstaugliche Verbindungen zwischen den Grundzentren und Mittel-
städten bestehen. Hier kann auch durch eine Reaktivierung bereits stillgelegter 
Bahntrassen ein neuer Schub erfolgen.

Fakt ist aber auch, dass in dünn besiedelten Gebieten und in nachfragearmen 
 Tagesrandzeiten ein starres fahrplanbezogenes ÖPNV-System nicht aufrecht zu 
erhalten ist. Deshalb ist auch hier ein Umdenken und eine Flexibilisierung zu-
gunsten modaler Verkehrskonzepte erforderlich: Mobilitätszentralen, Anruf-Busse 
und -Taxen können genauso wie Bürgerbusse den ÖPNV sinnvoll ergänzen, der in 
den ländlichen Räumen stark vom Schülerverkehr abhängt. Aufgrund von Kon-
zentrationsprozessen in der Schullandschaft und dem Ausbau der Ganztagsschul-
angebote wird der Schülerverkehr jedoch zunehmen. Davon könnten verstärkt 
auch sozial schwache Menschen profi tieren, die in den ländlichen Räumen nicht 
auf ein eigenes Auto zurückgreifen können.

Sparkassen und Volks- und Raiffeisenbanken sind für die Realwirtschaft der länd-
lichen Räume systemrelevant. Während die privaten Großbanken ihr Filialnetz 
kontinuierlich ausdünnen und sich auf Städte und wachstumsstarke Regionen 
konzentrieren, sind die öffentlich-rechtlichen und genossenschaftlichen Institute 
auch weiterhin fl ächendeckend präsent. Sie sind verlässliche und innovative Part-
ner für die Finanzierung von Vorhaben des Mittelstandes in den ländlichen Räu-
men und fester Bestandteil der regionalen Wirtschaftsstrukturen.

Nicht nur bei der Finanzierung kleiner und mittelständischer Unternehmer und
Existenzgründer sind diese Institute überproportional engagiert, durch ihr dichtes 
Filialnetz bieten sie auch alle Bankdienstleistungen vor Ort für ältere Menschen 
an, die nicht auf internetbasierte Transaktionswege zurückgreifen können oder 
wollen. Darüber hinaus kommt insbesondere den Sparkassen eine bedeutende 
Rolle bei der Bereitstellung und Finanzierung kommunaler Kassen- und Investi-
tionskredite zu. Insofern muss auch weiterhin die enge Verzahnung der Sparkas-
sen mit ihren kommunalen Trägern erhalten bleiben.

Die Sparkassen und genossenschaftlichen Kreditinstitute haben eine besondere 
regionale Verantwortung und werden dieser auch gerecht. So fl ießen regelmäßig 
Teile der Gewinnausschüttung in die Unterstützung ehrenamtlichen Engagements 
vor Ort. Dadurch werden viele ehrenamtliche Initiativen im kulturellen, sport-
lichen, naturschützerischen oder anderweitigen mildtätigen und gemeinwohl-
orientierten Bereich unterstützt.

Konkrete Maßnahmen:
•  Breitbandausbau auf 50 Megabit-Standard fl ächendeckend vorantreiben;
•  Ausbaustandards für Ver- und Entsorgungseinrichtungen fl exibilisieren;
•  Alle ÖPNV-Verkehrsträger optimal vernetzen;
• ÖPNV-Linienverkehre durch Bedarfsverkehre (Anrufsammeltaxis, Bürgerbus-

se, etc.) sinnvoll ergänzen;
• Sparkassen und Genossenschaftsbanken fl ächendeckend erhalten.

Sparkassen, Volks- 
und Raiffeisenbanken 
als wichtige 
Finanzierungsquellen
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     Handlungsfeld 4

WIRTSCHAFTLICHE ENTWICKLUNG
ARBEIT UND
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Ländliche Räume sind im Vergleich zu Städten und verstädterten Gebieten bei ih-

rer wirtschaftlichen Dynamik deutlich im Nachteil, weil letztere aufgrund ihrer 

spezifi schen Standortbedingungen die Zentren des wissensbasierten Strukturwan-

dels darstellen.

So ist vielerorts eine Abwanderung von qualifi zierten Fachkräften in die Ballungs-

räume festzustellen. Dem Erhalt des Fachkräftepotenzials ist deshalb ein erheb-

liches Augenmerk zu widmen. Sowohl Beschäftigte mit Hochschul- oder Fach-

hochschulabschluss als auch solche mit technischen Berufen sind in den ländlichen 

Regionen des Landes schon jetzt deutlich unterrepräsentiert. Zur Abwanderung 

aus den ländlichen Gebieten trägt jedoch auch das zum Teil erhebliche Einkom-

mensgefälle zwischen Stadt und Land bei. Dieses beträgt in Niedersachsen je nach 

Region bis zu 20 Prozent.

Ein weiterer Rückgang der Beschäftigtenzahlen in diesen Bereichen (z.B. bei Ärz-

ten, Lehrern, Energieversorgung, technischem Handwerk, etc.) wird die Funktions-

fähigkeit der örtlichen Gemeinschaften dauerhaft destabilisieren. Öffentliche För-

derprogramme sollten deshalb gezielt zur Unterstützung des ländlichen Raumes 

eingesetzt werden.

Sowohl für die Bürgerinnen und Bürger als auch für die Unternehmen in den länd-

lichen Räumen ist insbesondere ein attraktives Umfeld wichtig. Die Attraktivität 

der ländlichen Gebiete ist dabei unmittelbar von einer angemessenen Infrastruk-

turausstattung abhängig. Dabei wachsen Betreuungs-, Bildungs- und Verkehrs-

infrastruktur sowie adäquaten kulturellen Angeboten eine übergeordnete Bedeu-

tung zu. Um dieses zu gewährleisten, müssen die Kommunen in Niedersachsen 

wieder ausreichend fi nanzielle Handlungsspielräume erhalten. Eine moderne 

Infra struktur ist für eine regionale Entwicklung wesentlich bedeutsamer als direkte 

Zuwendungen und Förderungen der dort ansässigen und in Gründung stehenden 

Unternehmen. Es kommt vielmehr darauf an, dem Bedarf z. B. an Fachkräften in 

der Region mit der Schaffung oder dem Erhalt eines Netzwerkes von wohnort-

nahen Aus- und Weiterbildungsangeboten im Bereich der berufl ichen Bildung 

 gerecht zu werden und die Erreichbarkeit zu gewährleisten. Der Bedarf an Fach-

kräften in KMU wird im Wesentlichen durch die eigene Ausbildung im Dualen 

System gedeckt. Diese gilt es dann aber auch durch attraktive Beschäftigungs- und 

Lebensverhältnisse in den ländlichen Räumen zu halten.

In den ländlichen Räumen hängen der Erhalt von Arbeitsplätzen und der dauer-

hafte wirtschaftliche Erfolg von Unternehmen auch zunehmend von Kooperatio-

nen und von regionalen Wertschöpfungsketten ab. Je größer die räumliche Ent-

fernung zu Flughäfen und zentralen Verkehrsachsen (Autobahnen, etc.) ist, desto 

stärker sind Unternehmen in Produktion und Handel auf Vorprodukte, Dienstleis-

Wirtschaftspolitik 
muss auf die ländlichen 
Räume passgenau 
zugeschnitten sein

  4.4 Arbeit und wirtschaftliche Entwicklung
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tungen und Zulieferungen aus dem regionalen Umland angewiesen. Die Möglich-

keiten zu einer engeren Zusammenarbeit zwischen Industrie, Dienstleistungs-

anbietern, Landwirtschaft und Handwerk sind längst nicht ausgeschöpft und 

sollten durch eine begleitende Netzwerkförderung fl ankiert werden. Wie Erfah-

rungen aus anderen europäischen Ländern, wie beispielsweise Österreich, zeigen, 

kann hier mit einem vergleichsweise geringen Mitteleinsatz eine hohe Wirkung 

erzielt werden.

Schließlich erfordern die ländlichen Räume, die in Niedersachsen rund 50 Prozent 

der Fläche des Landesgebietes ausmachen, eine Wirtschaftspolitik für Handwerk, 

Dienstleistungsanbieter und Industrie, die auf die besonderen Anforderungen und 

Entwicklungsmöglichkeiten des ländlichen Raums zugeschnitten ist. Denn nur 

wenn es gelingt, diese Schlüsselbereiche zu aktivieren, lassen sich, wie Beispiele 

aus verschiedenen niedersächsischen Teilregionen zeigen, selbst in ländlichen 

 Gegenden erhebliche wirtschaftliche Eigendynamiken erzeugen.

Deshalb müssen in genau zugeschnittenen Regionalen Entwicklungskonzepten 

Schwerpunkte im Sinne von Stärken und Funktionen defi niert werden, die einen 

Ort, eine Stadt, einen Kreis und eine ganze Region auszeichnen und auf die die 

Förderung konzentriert wird. Parallel dazu gilt es, sinnvolle und langfristige res-

sortübergreifende Förderinstrumente zu entwickeln, die sich von den Zyklen poli-

tischer Perioden abkoppeln, erfolgversprechende Projekte initiieren und dabei das 

„Know-how“ vor Ort und in der Region einbinden.

Gerade dort, wo traditionelle Unternehmens- und Handwerksstrukturen zurück-

gehen, bieten sich besondere Chancen für neue innovative Geschäftsmodelle. Um 

die eingangs skizzierten Standortnachteile zum städtischen Bereich auszugleichen, 

sollten deshalb gerade im ländlichen Bereich alle Möglichkeiten zur Unterstüt-

zung von Unternehmensgründungen ausgeschöpft werden. Dieses umfasst insbe-

sondere:

•  die frühzeitige, umfassende und öffentlich geförderte dezentrale Gründungs-

beratung;

• die Stärkung bewährter Instrumente der Gründungsförderung (z.B. Mikrodar-

lehen und Darlehen mit vergünstigten Konditionen, unternehmerische Infra-

struktur im Rahmen von GründerInnenzentren);

• die Förderung von Gründer- und Branchennetzwerken;

•  die Weiterbildung von Gründern;

•  auf die regionale Nachfrage ausgerichtete Netzwerke und Instrumente der Fach-

kräftevermittlung zur Verstärkung der Aktivitäten von Arbeitsagenturen und 

Jobcentern und

•  die Förderung von Betriebsübergaben (Börsen, Agenturen, usw.).

Gestaltung des 
Strukturwandels
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Die Lebensqualität der Menschen ist in den ländlichen Räumen genauso wie in 

den Städten zunehmend von der Qualität und zeitlichen Verfügbarkeit von Dienst-

leistungen abhängig. Die wachsende Bedeutung des Dienstleistungssektors spie-

gelt sich u. a. in den steigenden Zahlen der Beschäftigungsverhältnisse in diesem 

Sektor wider. Mittlerweile sind fast drei Viertel (73,5 Prozent im Jahr 2010) aller 

Beschäftigten im Dienstleistungssektor tätig. Diese Zahlen unterstreichen ein-

drucksvoll auch die Bedeutung des Dienstleistungssektors für die Regionalent-

wicklung. Wirft man einen Blick auf die zentralen Faktoren, die die steigende 

Nachfrage insbesondere nach personenbezogenen Dienstleistungen sowie den 

Angeboten leistungsfähiger (kommunaler und privatwirtschaftlicher) Infrastruk-

tur verursachen, so ist zu erkennen, dass der Bedarf auch weiterhin steigen wird.

In der Verantwortung der politischen Entscheidungsträgerinnen und Entschei-

dungsträger liegt es zunächst, den gesetzlichen Rahmen für eine „high road“-Stra-

tegie, für einen nachhaltigen Ausbau des Dienstleistungssektors auch in den 

ländlichen Räumen zu setzen. Dazu gehören u. a. ein gesetzlicher Mindestlohn 

und eine Eindämmung der geringfügigen Beschäftigung („Minijobs“). Ein leis-

tungsfähiger und dynamischer Dienstleistungssektor sowie ein fairer Interessens-

ausgleich zwischen den Beschäftigten, den Anbietern und Kunden ist auf Basis 

von Dumping-Löhnen, Leiharbeit, unzureichender Qualifi zierung und kurzfristi-

ger Personalpolitik nicht möglich – nicht zuletzt weil dafür perspektivisch die 

Fachkräfte fehlen werden.

Besonders erfolgversprechend erscheint dieser Ansatz u. a. im Tourismusbereich. 

Neben dem infrastrukturgeprägten Tourismus (Skifahren, Bäderbereich, etc.) ge-

winnen in den letzten Jahren zunehmend ganzheitliche Tourismuskonzepte an 

Bedeutung, z. B. Gesundheitstourismus, Wellness und naturbezogener Tourismus 

(Reiten, Wandern, Nordic Walking, Wassertourismus, etc.). Die Potenziale, die in 

diesen Bereichen stecken, lassen sich jedoch nur in Gänze ausschöpfen, wenn das 

unmittelbare touristische Angebot durch ein breites Spektrum an fl ankierenden 

touristischen Betrieben, sowie Kliniken, Pfl egeeinrichtungen, Ärzten, Gastrono-

miebetrieben, dem Handwerk, Handel, etc. fl ankiert wird. Hier kommt es auf das 

Zusammenwirken der verschiedenen Akteure an. Dieses kann von Landesseite aus 

nicht verordnet, aber durch eine regionale Entwicklungsplanung unterstützt und 

vorangetrieben werden.

Dies alles darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass auch der ländliche 

Raum dem allgemeinen Trend zur wissensbasierten Wirtschaft und Gesellschaft 

nicht ausweichen kann. Auch dort kommt es darauf an, die Wettbewerbsfähigkeit 

von Unternehmen zu steigern, indem diese neue innovative Produkte oder Dienst-

leistungen kreieren. Aus folgenden Gründen besteht in peripheren Gebieten eine 

schwierigere Ausgangslage, Innovationsprozesse zu initiieren:

Dienstleistungen als 
Garant für Arbeits-
plätze und Lebens-
qualität

Fachhochschulen als 
Innovations- und 
Transferzentren für 
die ländlichen Räume
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• Cluster und Wertschöpfungsketten sind seltener und schwieriger zu organi-

sieren;

• Hochschulen und Forschungseinrichtungen sind häufi g weiter von den Unter-

nehmen entfernt, was eine enge Zusammenarbeit erschwert;

• die örtlichen Betriebe sind kleiner und eigene Forschungs- und Entwicklungsbe-

reiche sind dadurch – wenn überhaupt vorhanden – nur mit wenigen Personen 

besetzt;  

•  letztlich ist eine Vernetzung von unterschiedlichen Wirtschaftspartnern und 

 Förderinstitutionen schwieriger zu organisieren.

In diesem Kontext kommt den niedersächsischen Hochschulen, aber vor allem 

den Fachhochschulen eine besonders wichtige Rolle für den Erhalt und den Aus-

bau regionaler Qualitätspotenziale und Innovationsstrategien zu. Sie sind einer-

seits besonders geeignet, die regionalen Bildungsreserven zu mobilisieren, weil 

ihre Zugangsvoraussetzungen für Studienberechtigte aus nichtakademischen El-

ternhäusern und Interessenten mit berufl ichem Hintergrund attraktiver sind als 

der klassische universitäre Zugang. Zugleich eröffnen ihre regionale Verankerung 

und ihre enge Zusammenarbeit mit der Wirtschaft ihres Einzugsbereichs gute Be-

schäftigungsperspektiven für ihre Absolventinnen und Absolventen. Es ist des-

halb anzustreben, ihre Existenz „in der Fläche“ zu stabilisieren. Dabei geht es 

nicht um Neugründungen, sondern den Ausbau schon vorhandener Standorte 

und die Ausweitung des Fächerspektrums.

Fachhochschulen erschließen aber nicht nur Bildungsreserven, sie wirken zugleich 

auch als Motor der wirtschaftlichen Entwicklung. Sie sind so ein entscheidender 

Faktor für die Attraktivität von Regionen und beeinfl ussen die demografi sche Ent-

wicklung positiv. Junge Menschen wandern zur Ausbildung nicht ab bzw. kom-

men in die Region, prägen das soziale und kulturelle Leben, bleiben auch nach 

dem Studium oft in der Region und stehen dann dem Arbeitsmarkt als hoch qua-

lifi zierte Fachkräfte zur Verfügung.

Die an Fachhochschulen gepfl egte enge Kooperation von Wissenschaft und Wirt-

schaft ist eine wichtige Voraussetzung für regionale Innovationsstrategien. Es ist 

deshalb anzustreben, diese Zusammenarbeit und den Technologietransfer, insbe-

sondere mit Blick auf potenzielle Ausgründungen aus der Hochschule, zu intensi-

vieren. Hinzu kommt noch ihre Funktion bei der Ausbildung des Führungskräf-

tenachwuchses für Unternehmen aller Größenklassen – insbesondere von KMUs 

– aber auch für die berufl iche Selbstständigkeit.
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Konkrete Maßnahmen:

•  Betreuungs-, Bildungs- und Verkehrsinfrastruktur sowie adäquate kultu-

relle Angebote werden weiterhin vorgehalten;

•  Kooperation der Wirtschaftspartner durch Netzwerkbildung unterstüt-

zen;

•  Regionale Entwicklungskonzepte und passgenaue ressortübergreifende 

Förderpolitiken erarbeiten;

• Strukturwandel durch neue Dienstleistungsangebote abfedern;

•  Fachhochschulen in der Fläche als Nukleus wirtschaftlicher Entwicklung 

ausbauen.
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     Handlungsfeld 5
ENERGIEWENDE
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Niedersachsen ist ein Energieland. Insbesondere beim Ausbau der Erneuerbaren 

Energien ist Niedersachsen Vorreiter in Deutschland. Mit knapp 25 Prozent wird 

gegenwärtig ein Viertel der gesamten Windenergieleistung Deutschlands in Nie-

dersachsen erbracht. Dabei stehen die On-shore-Windkraftanlagen in den Acker- 

und Grünlandfl uren der ländlichen Gemeinden. Auch die Energieversorgung aus 

nachwachsenden Rohstoffen, sei es als Wärme, Strom, Gas oder Kraftstoff, ge-

winnt zunehmend an Bedeutung: Mit rund 32 Prozent wird fast ein Drittel des 

gesamten in Deutschland aus Biogas erzeugten Stroms in Niedersachsen gewon-

nen, entstammt also direkt der landwirtschaftlichen Produktion. 

Darüber hinaus sind viele Photovoltaikanlagen auf den großfl ächigen Dächern 

landwirtschaftlich genutzter Gebäude, seien es nun Ställe, Hallen oder Scheunen 

errichtet. Manches Versorgungsgebiet in den ländlichen Räumen hat damit schon 

heute zu bestimmten Jahreszeiten eine 100-prozentige Versorgung mit Strom aus 

erneuerbaren Quellen.

Die ländlichen Räume werden die Gewinner der jetzt endlich auch auf Bundes-

ebene eingeleiteten Energiewende sein. Eine sichere, klimafreundliche und kos-

tengünstige Energieversorgung, die maßgeblich auf erneuerbaren Energien, einer 

Steigerung der Energieeffi zienz und einer modernen Energieinfrastruktur basiert, 

kann allerdings nur gelingen, wenn die ländlichen Räume dazu einen überpropor-

tionalen Anteil bei der Erzeugung und Verteilung der jeweiligen Energieträger leisten. 

Hier erlebt auch das Genossenschaftsmodell eine wahre Renaissance. Denn dieses 

Konzept ermöglicht die Zusammenarbeit von Bürgern, Landwirten und der Kommu-

ne auf gleicher Augenhöhe, wobei alle Partner die gleichen Rechte und Pfl ichten 

 haben. Es gilt, dieses Beteiligungsmodell zu stärken und für die dezentrale und auf 

erneuerbaren Quellen fußende Energieversorgung weiter zu verbreiten.

Der Ausbau der Erneuerbaren Energien sollte vorangetrieben und mit geeigneten 

landespolitischen Maßnahmen fl ankiert werden. Windenergie ist der Schlüssel-

faktor in Niedersachsen, um den Anteil der Erneuerbaren Energien bis 2020 auf 

50 Prozent zu steigern. Hierzu sollten geeignete Standorte in den Landesregional-

plänen ausgewiesen werden, die Kommunen bei der Ausweisung von Repowering-

Anlagen unterstützt und Synergiepotenziale der Offshore-Windenergie mit den 

maritimen Branchen genutzt werden. Für die Offshore-Windparks sollten die 

Netzanschlüsse zügig bereitgestellt werden. Der wachsende Anteil erneuerbarer 

Energien erfordert zudem einen umfangreichen Ausbau der Stromübertragungs- 

und -verteil netze sowie Weiterentwicklungen im Bereich der Energiespeicher-

technologien. 

Ländliche Räume 
als Gewinner der 
Energiewende

  4.5  Energiewende
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Der strukturelle Wandel in der deutschen Energieproduktion zugunsten Erneuer-

barer Energien entwickelt sich zu einem Impulsgeber für Wertschöpfung und Be-

schäftigung. Davon profi tieren vor allem strukturschwache Küstenregionen. Die 

Energiewende wird den Erneuerbaren Energien in Niedersachsen, insbesondere 

der Wind- und Bioenergie, einen zusätzlichen Schub geben. Prognosen zufolge 

wird allein im Bereich der Erneuerbaren Energien die Beschäftigung in Deutsch-

land zwischen 2007 und 2020 auf 470.000 Beschäftigte ansteigen. Für das Land 

und insbesondere für die ländlichen Regionen in Niedersachsen besteht die Chan-

ce, im deutschlandweiten Vergleich eine Spitzenposition einzunehmen und sich 

 einen beträchtlichen Anteil dieses Beschäftigungszuwachses und der Wert-

schöpfung zu sichern.

Mehr Wettbewerb auf dem Markt der Energieerzeugung sichert günstige Strom-

preise und regionale Wertschöpfung. Den Stadtwerken kommt als Garant der 

 Daseinsvorsorge eine herausragende Rolle zu. Für eine nachhaltige Energieversor-

gung ist auf dezentrale Strukturen zu setzen. Deshalb unterstützen wir die 

Eigenständigkeit der Stadt- und Gemeindewerke. Kommunale Neugründungen im 

Zusammenhang mit der Übernahme von Aufgaben der Daseinsvorsorge sind 

 anzustreben, wenn sie wirtschaftlich sind und die Versorgung weiter verbessern. 

Sie garantieren eine ortsnahe Versorgung, bieten große Effi zienzpotenziale, Preis-

stabilität und Chancen für mehr Wettbewerb auf dem Strom- und Wärmemarkt.

Die effi zienteste Nutzung fossiler Rohstoffe ist die gleichzeitige Erzeugung von 

Strom und Wärme in Kraft-Wärme-Kopplung (KWK). Niedersachsen wird den 

KWK-Anteil durch Ausbau der Nah- und Fernwärmenetze erhöhen. Voraussetzung 

hierfür ist der Ausbau der Wärmenetze, damit die Wärme von der Stromerzeugung 

im Kraftwerk zu den Endverbrauchern in Wohnhäusern, Schulen, Krankenhäu-

sern oder Industriebetrieben transportiert werden kann. Die Kommunen sollten 

die Option erhalten, durch Satzung einen gebietsbezogenen Anschluss- und 

 Be nutzungszwang für Nahwärme vorzusehen. Bei der auf Bundesebene anstehen-

den Novelle des KWK-Gesetzes ist auf eine deutliche Verbesserung der Förderung 

hinzuwirken. Im Dialog mit den kommunalen Spitzenverbänden und den Betrei-

bern von Fern- und Nahwärmenetzen sollen brachliegende Potenziale identifi ziert 

und die kooperative KWK (d.h. Partnerschaften zwischen Industrie und angren-

zenden Wärmeverbrauchern) gefördert werden.

Die Übernahme der regionalen Strom- und Gasleitungen durch Kommunen eröff-

net Potenziale für regionale Wertschöpfung. Die Rekommunalisierung bedeutet 

also mehr als die Rückgewinnung der kommunalen Selbstbestimmung über die 

lokale Energieversorgungsstruktur als einen wesentlichen Teil der kommunalen 

Daseinsvorsorge. Die auslaufenden Konzessionsverträge sollten die Kommunen 

in die Lage versetzen, eigene Verantwortung für regionale Strom- und Gasvertei-

lung zu übernehmen. Die Landesregierung sollte diese Entwicklung aktiv fördern 

und begleiten.

Energiewende führt zu 
mehr Wertschöpfung in 
den ländlichen Räumen

Kommunale Stadtwerke 
und dezentrale 

Erzeugungsstrukturen 
fördern
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Konkrete Maßnahmen:

• Solide raumplanerische Voraussetzungen als Grundlage für die Energie-

wende schaffen;

• Netzausbau und Speichertechnologien vorantreiben;

• Erzeugungsstrukturen von zentral auf dezentral umstellen;

• Kommunalwirtschaftsrecht anpassen und kommunale Handlungsspiel-

räume bei der Energiewende erweitern;

• Kommunen bei der Rekommunalisierung unterstützen.
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     Handlungsfeld 6
      NATUR- UND
KULTURLANDSCHAFT
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Rund die Hälfte der niedersächsischen Landesfl äche wird landwirtschaftlich ge-
nutzt. Das Landschaftsbild Niedersachsens ist daher unmittelbar mit der Land-
bewirtschaftung verbunden. Die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe ist aller-
dings in den letzten Jahrzehnten stark gesunken. Waren es nach dem 2. Weltkrieg 
noch rund 300.000, sind es heute noch rund 40.000 und in absehbarer Zeit wer-
den voraussichtlich nur noch 15.000 bis 20.000 Betriebe bestehen bleiben. 
 Gleichzeitig haben sich Größe und Produktivität der Betriebe enorm erhöht: Viele 
haben sich spezialisiert und bedienen differenzierte Märkte. Sie beliefern heute 
häufi g nicht mehr nur das direkte Umfeld, sondern produzieren auch für den 
Weltmarkt. Darüber hinaus sind viele Landwirte inzwischen auch als „Energie-
wirte“ tätig. Die zunehmende Strukturveränderung in der Landwirtschaft spiegelt 
sich somit auch in den veränderten Produktionsmethoden wider.

Im Zuge des Strukturwandels werden die zu bewirtschaftenden Flächen pro Be-
trieb größer und die eingesetzten Maschinen entsprechend leistungsfähiger. Für 
kleine und mittlere landwirtschaftliche Betriebe lohnen sich allerdings die damit 
verbundenen Investitionen häufi g nicht mehr. Sie schließen sich oft in Maschi-
nenringen zusammen oder beauftragen Lohnunternehmer für spezielle Aufgaben. 
Die Lohnunternehmen sind mit rund 500 Unternehmen und 7.000 Arbeitneh-
mern ein wichtiger Arbeitgeber innerhalb des Agrarsektors.

In Niedersachsen haben sich Produktionsschwerpunkte der Agrar- und Ernäh-
rungswirtschaft herausgebildet, die sich im Kern auf hochgradige Speziali sie -
rungen des jeweiligen landwirtschaftlichen Produktionszweiges zurückführen 
 lassen und nur deshalb entstehen konnten, weil tradierte innerbetriebliche Wirt-
schaftskreisläufe durchbrochen wurden. Der südliche Weser-Ems-Raum etwa stellt 
europaweit ein wichtiges Zentrum der intensiven Schweine- und Gefl ügelhaltung 
dar – dementsprechend fi nden sich hier auch viele fl eisch-, eier- und gefl ügelver-
arbeitende Betriebe. Insbesondere in diesen Teilsektoren haben sich Wertschöp-
fungsketten herausgebildet, deren einzelne Glieder hochgradig spezialisiert sind. 
Der hier entstandene Aufschwung der Agrar- und Ernährungsindustrie hat den 
Menschen in dieser Region Arbeitsplätze und Wohlstand gebracht, gleichzeitig 
aber auch zu erheblichen Umweltbelastungen durch Intensivtierhaltung und 
Nährstoffüberschüsse geführt. Jenseits dieser Veredelungszentren dominieren in 
Südniedersachsen, im Weserbergland und der Hildesheimer Börde der Anbau von 
Getreide, Rüben, Kartoffeln und Raps die Agrarproduktion; in den küstennahen 
Gebieten mit hohem Dauergrünlandanteil ist die Milchviehhaltung bedeutsam.

Insgesamt prägen heute schwankende Agrarpreise und ein zunehmend schärferer 
Wettbewerb um Marktanteile und landwirtschaftliche Nutzfl ächen die Situation 
vieler landwirtschaftlicher Betriebe. Die niedersächsische Landwirtschaft steht 
 allerdings insgesamt vergleichsweise gut da – in keinem anderen Bundesland 
 erwirtschaftet sie eine höhere Bruttowertschöpfung. Aufgrund des weltweiten 
 Bevölkerungs- und Kaufkraftwachstums und den entsprechenden Nachfragezu-
wächsen bei Agrarrohstoffen ist grundsätzlich mit guten Perspektiven für den 
Sektor zu rechnen. Sowohl für die Landwirte als auch für die Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer in der Landwirtschaft ergeben sich aus der von Wettbewerb 

Landwirtschaft wird 
zur Energiewirtschaft

Die Land- und Ernährungs-
wirtschaft steht vor großen 
Herausforderungen

  4.6 Natur- und Kulturlandschaft
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und Innovation gekennzeichneten Entwicklung neue Herausforderungen. So ist 
eine zukunftsfähige Landwirtschaft heute ebenso wie andere Wirtschaftszweige 
auf gut ausgebildete Beschäftigte angewiesen. Bei den „grünen Berufen“ hat der 
Wettbewerb mit anderen Wirtschaftsbereichen im ländlichen Raum um Auszu-
bildende und Fachkräfte längst begonnen. Wichtig sind somit gute Arbeitsbedin-
gungen und Möglichkeiten des lebenslangen Lernens. Wie der Beschäftigungs-
rückgang in diesem Sektor in Niedersachsen zeigt, trägt eine Landwirtschaftspolitik, 
die einseitig auf Agrarinvestitionsförderung zugunsten eines ungebremsten Grö-
ßenwachstums setzt, nicht dazu bei. So sind seit dem Jahr 2003 in Niedersachsen 
16 Prozent der Arbeitsplätze im landwirtschaftlichen Bereich weg gefallen. In ab-
soluten Zahlen entspricht das einem Rückgang von 180.000 auf 150.000 Beschäf-
tigte. Stetig gestiegen sind hingegen die Haushalts ansätze für  Agrarinvestitionen: 
von 43 auf mittlerweile 61 Mio. Euro. Daher gilt es auch hier einen Politikwechsel 
einzuleiten, damit zukünftig keine Arbeitsplätze mehr durch staatliche Förder-
politik vernichtet werden, sondern im Gegenteil neue entstehen.

Technischer Fortschritt und Agrarstrukturwandel haben für die Verbraucherinnen 
und Verbraucher einerseits zu hoher Versorgungssicherheit und einem kosten-
günstigen Lebensmittelangebot beigetragen. Andererseits haben die Debatten und 
Skandale der letzten Jahre die Grenzen der hinter diesen wirtschaftlichen Erfolgen 
stehenden Produktionsweise sehr deutlich aufgezeigt. Schlagworte wie BSE, Dio-
xin, Ehec, Tank oder Teller, Vermaisung der Landschaft, Nitratbelastungen des 
Grundwassers und multiresistente Keime durch zunehmenden Medikamenten-
einsatz in der Nutztierhaltung skizzieren einen Teil der entstandenen Probleme. In 
der Folge wurde zu Recht eine gesellschaftliche Diskussion über die Zukunft der 
Landwirtschaft, insbesondere der Tierhaltung und der Lebensmittelproduktion 
ausgelöst, weil das lange Zeit medial vermittelte Bild von der Landwirtschaft in 
Niedersachsen nur noch wenig mit der Realität zu tun hat. Viele Verbraucherin-
nen und Verbraucher sind inzwischen grundsätzlich besorgt über die Sicherheit 
von Lebensmitteln und sehen bestimmten Entwicklungen in der Agrar- und Er-
nährungswirtschaft mit großer Skepsis entgegen. Auch Fragen nach ethischen 
Grundlagen stellen sich immer lauter. So wird grundsätzlich bezweifelt, dass die 
intensive Nutztierhaltung Anforderungen des Tierschutzes, des Umweltschutzes 
und der Lebensmittelsicherheit erfüllen kann.

Die Verbraucherinnen und Verbraucher müssen sich auf die Sicherheit und Qua-
lität aller Lebensmittel – ob konventionell oder ökologisch erzeugt – verlassen 
können. Das liegt auch im Interesse der Unternehmen selbst – einschließlich der 
dort beschäftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Dafür müssen die 
Strukturen und die Kontrolldichte der amtlichen Lebens- und Futtermittelkon-
trolle entlang der gesamten Lebensmittelkette (vom Acker/Stall bis zum Teller) im 
Zusammenwirken mit den Kommunen deutlich gestärkt werden. Betriebliche Ei-
genkontrollen allein reichen nicht aus.

Es soll auch in Zukunft erfolgreich Nutztierhaltung in Niedersachsen betrieben 
werden können. Aber die Stickstoffüberschüsse in den Intensivtierhaltungsre-
gionen müssen ebenso minimiert werden wie der Antibiotikaeinsatz bei der Auf-
zucht. Darüber hinaus soll das Baugesetzbuch  mit dem Ziel novelliert werden, den 
Kom munen effi zientere Steuerungsmöglichkeiten in Bezug auf den Bau von In-
tensivtierhaltungsställen an die Hand zu geben. Es gilt, die nahezu uneinge-

Verbraucherwünsche 
ernst nehmen

Für eine fl ächen-
deckende und 

multifunktionale 
Landwirtschaft
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schränkte baurechtliche Privilegierung für landwirtschaftliche Ställe und Anlage 
im Außenbereich zurückzunehmen.

Die Haltungsbedingungen der Nutztiere müssen insgesamt verbessert werden. Die 
Stallbausysteme müssen die arteigenen Bedürfnisse der jeweiligen Tierarten deutlich 
stärker als bisher berücksichtigen. Die Einführung eines „Tierschutz-TÜV“ ist hier der 
richtige Weg. Dabei muss es nicht grundsätzlich um kleinere Strukturen gehen. 
 Tierkomfort hat eher mit der Fläche pro Tier als mit der Gesamtgröße eines Stalls zu 
tun. Die Landwirte müssen hier mehr Öffentlichkeitsarbeit be treiben und den Ver-
braucherinnen und Verbrauchern moderne Tierhaltungen zeigen. Solche Maßnah-
men tragen dazu bei, das Image der Nutztierhaltung zu verbessern und wirken außer-
dem einer romantisierenden Vorstellung „ländlicher Idylle“ entgegen.

Landwirtschaft steht im Spannungsfeld zwischen Wettbewerb einerseits und ge-
sellschaftlichen Anforderungen an Klima-, Umwelt-, Tier- und Verbraucherschutz 
andererseits. Mit Blick auf die weitere Entwicklung der ländlichen Räume in Nieder-
sachsen kommt der Landwirtschaft die Aufgabe zu, zukünftig die Versorgung mit 
gesunden und qualitativ hochwertig erzeugten Lebensmitteln sicherzustellen, gute 
Arbeitsplätze zu schaffen und zu erhalten, die natürlichen Ressourcen und die biolo-
gische Vielfalt zu bewahren, die Kulturlandschaft zu pfl egen und sich nachhaltig an 
der Energiewende zu beteiligen. Voraussetzung dafür sind wett bewerbsfähige land-
wirtschaftliche Betriebe und Rahmenbedingungen, die dieses ermöglichen.

Der Gemeinsamen Agrarpolitik der Europäischen Union kommt dabei eine Schlüs-
selrolle zu. Leistungen, die Landwirte zur nachhaltigen Sicherung der Boden-
funktion und der Wasserhaushalte, für den Tierschutz und zur Erhaltung der Bio-
diversität sowie des Klimaschutzes erbringen, lassen sich als öffentliche Güter 
auch zukünftig mehrheitlich nicht über die globalisierten Agrarrohstoffmärkte 
vergüten. Daher müssen Landwirte – und andere Landnutzer – einen Anreiz erhal-
ten, die gewünschten öffentlichen Güter bereitzustellen. Eine stärkere ökologische 
Ausrichtung der Direktzahlungen ist notwendig.

Zudem ist es erforderlich, die Agrarforschung an den einschlägigen Fakultäten der 
Universitäten und Hochschulen, aber auch der außeruniversitären Institute und 
Kompetenzzentren noch stärker auf diese Zielsetzungen auszurichten.

Lebenswerte ländliche Räume brauchen auch in Zukunft eine fl ächendeckend wirt-
schaftende und multifunktional ausgerichtete Landwirtschaft, die sowohl im konven-
tionellen wie in einem gestärkten Ökolandbau Lebensmittel produziert, die hohen 
Qualitätsanforderungen entsprechen und eine gesunde Ernährung  ermöglichen.

Konkrete Maßnahmen:
• Bürgerinnen und Bürger über die moderne Landwirtschaft aufklären;
• Arbeitsbedingungen und Möglichkeiten des lebenslangen Lernens für Be-

schäftigte der Urproduktion verbessern;
• Landwirtschaft vom Verbraucher her denken;
• Tierschutz- und Baurecht anpassen;
• ELER-Fördermittel stärker für die Entwicklung ländlicher Räume nutzen.
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Eine soziale und verantwortungsvolle Politik für 
ländliche Räume muss die Rolle des Staates in der 
Fläche neu defi nieren. Hierzu zählen eine aktive 
Struktur- und Raumordnungspolitik, vor allem 
aber die Bereitschaft, die Erfordernisse des länd-
lichen Raums als Querschnittsaufgabe in der 
Landesregierung und Verwaltung zu verankern. 
Zugleich muss Politik für ländliche Räume der 
Vielgestaltigkeit ihres Gegenstands Rechnung tra-
gen und stets zu regionalen und ortsspezifi schen 
Lösungen in der Lage sein. Die berechtigte Ausnah-
me ist somit unverzichtbarer Bestandteil einer wir-
kungsvollen Planung und Raumordnungspolitik.

Zunächst ist es erforderlich, die Präsenz des Lan-
des in den Regionen mit neuen Bündelungs- und 
Koordinationsformen und der Herstellung leis-
tungsfähiger Verwaltungsstrukturen auf der kom-
munalen Ebene zu stärken. Städte, Gemeinden 
und Kreise sind aufgerufen, mehr Kooperationen 
einzugehen, um Entwicklungskräfte zu bündeln 
und auch in entlegeneren Räumen die erforder-
liche Infrastruktur aufrecht zu erhalten. Die Wei-
terentwicklung der bestehenden Gebietsorgani-
sation auf der Kreis- und Gemeindeebene kann 
dabei sinnvoll sein, wird aber allein keine Lösung 
für die Herausforderungen im ländlichen Raum 
bieten. Entscheidend ist vielmehr, dass Struktu-
ren entstehen, die aus sich heraus lebensfähig 
und gestaltungsstark sind. Bund und Land wiede-
rum müssen die Kommunen fi nanziell vor allem 
im Bereich der Sozialausgaben entlasten und die 
Investitionsfähigkeit struktur- und fi nanzschwa-
cher Kommunen als Voraussetzung für Struktur-
wandel und Entwicklung sichern.

Staat und Kommunen steht im ländlichen Raum 
eine aktive Bürgergesellschaft mit einer Vielzahl 
ehrenamtlich tätiger Menschen gegenüber. Freiwil-
lige Feuerwehren, Sportvereine, Kirchen, Land-
frauen und viele andere mehr bilden ein Netz-
werk für sozialen Zusammenhalt. Sie tätigen 

stetig und aus eigenen Stücken Investitionen in 
die örtliche Gemeinschaft. Ländliche Räume be-
sitzen somit ein ganz außergewöhnliches Poten-
zial, das sie für ihre Entwicklung nutzen müssen. 
Wichtig ist dabei, Ehrenamt und bürgerschaft-
liches Engagement nicht als Ersatzlösung für ein-
gestellte Staatsleistungen und ebensowenig als 
bloße „Sahnehaube“ für die Rundumversorgung 
durch Staat und Kommunen zu begreifen. Die ak-
tive Bürgergesellschaft steht für sich und muss 
auf Augenhöhe gefördert werden. Ehrenamtli-
ches Engagement lässt sich nicht verordnen und 
ist deshalb mit fl exiblen und unbürokratischen 
Mitteln zu ermöglichen und zu unterstützen. 

Die Gestaltung von Strukturwandel ist auf öffent-
liche Förderung angewiesen. Umso wichtiger sind 
angesichts der wachsenden Haushaltszwänge 
eine zielgerichtete Förderstruktur und eine ge-
eignete Organisation zur Entscheidung über und 
für den Vollzug von Zuwendungen. Hier hat  
sich in den letzten Jahren in Niedersachsen eine 
 Vielzahl von Programmen und Zuständigkeiten 
herausgebildet, die die verfügbaren Mittel zer-
splittern und in Teilen sich widersprechenden 
 Zielsetzungen folgen. Aufgabe des Landes ist es 
 daher, die inhaltliche Fördermittelverwaltung zu 
bündeln. Eine Möglichkeit stellt hierfür ein ein-
heitliches Landesförderinstitut dar, das sich bei der 
För de rung ländlicher Räume auf eine zwischen den 
zuständigen Landesressorts abgestimmte Richt-
linie stützen kann. Eine weitere Option böte die 
Zuständigkeit für die Struktur- und Entwicklungs-
förderung bei den wieder einzurichtenden regio-
nalen Repräsentanzen des Landes in der Fläche. 

Mit der organisatorischen Bündelung muss eine 
Fokussierung von Förderinstrumenten und Pro-
grammen einhergehen. Dies schließt Mittel des 
Landes, des Bundes und der Europäischen Union 
ein. Erforderlich ist eine ressortübergreifend an-
gelegte „Zukunftsinitiative Ländliche Räume“. 

5. Zur Rolle des Staates und einer neuen 

Förderphilosophie des Landes
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Sie soll gemeinsame Ziele für die notwendige För-
derung formulieren und in der Fläche eine Ab-
stimmung mit den Plänen und Aktivitäten der 
Kommunen herstellen. Diese sind dazu aufgeru-
fen, gemeinsam mit privaten Akteuren regionale 
Entwicklungsprofi le und Ziele zu defi nieren. Sie 
sollen darin die Anpassungserfordernisse und be-
sonderen Potenziale ihres Raums darstellen und 
Maßnahmen formulieren, wie diese bestmöglich 
genutzt werden können. Als Scharnier sollten da-
für regionale Entwicklungskonzepte dienen. Sie 
werden mit den Städten, Gemeinden und Krei-
sen ausgearbeitet und verbinden strukturpoliti-
sche Maßnahmen mit raumordnerischen Zielstel-
lungen. Dies gewährleistet ein Angebot für jede 
Region, verabschiedet sich aber von einer Förde-
rung mit der Gießkanne und nach dem regiona-
len Proporz. Kriterien für eine Zuwendung sind 
stattdessen die Tragfähigkeit der auch in den Re-
gionalen Entwicklungskonzepten niedergelegten 
Profi le und die anhand von Kosten-Nutzen-Re-
lationen begründeten Effekte einzelner Vorhaben. 
Hinzu tritt der Nachweis eines hinreichenden En-
gagements vor Ort und die erforderliche Kompe-
tenz zur Realisierung der beantragten Projekte. 

Um die für eine Neuausrichtung der Förderpolitik 
erforderlichen Spielräume zu gewinnen, sind ins-
besondere die bestehenden Programme aus dem 
Bereich der Wirtschaftsförderung weiterzuentwi-
ckeln. Sie müssen dem Bedarf an Fremd- und 
 Eigenkapital seitens kleinerer und mittlerer Betrie-
be und von Unternehmensgründern Rechnung 
tragen. Deshalb sollten entsprechende Programme 
als Beteiligungsfonds und Beteiligungsförderung 
aufgelegt werden, die sich auch an kleinere Unter-
nehmen und einzelne Unternehmer in ländli-
chen Räumen richten. Als sinnvoll können sich 
hier auch Darlehensprogramme in Form revol-
vierender Fonds zu vergünstigten Konditionen 
für Gründer, kleinere Betriebe und Freiberufl er 
sowie bei Betriebsübernahmen erweisen. Zusam-
men mit den benannten Beteiligungsinstrumen-
ten ermöglichen sie eine stetige und längerfristige 
Unterstützung der Wirtschaft. Zugleich wird für 
Mittelgeber und Zuwendungsempfänger der An-
reiz erhöht, Projekte nur noch auf Basis einer sub-
stanziellen Prüfung ihrer Tragfähigkeit und Nach-
haltigkeit in die Förderung aufzunehmen. 

Daneben gilt unverändert, dass sich die Stärke der 
Wirtschaft in Deutschland und Niedersachsen 
maßgeblich auf die hervorragende Infrastruktur 
in der Fläche stützt. Sie beinhaltet Straßen, Ver- 
und Entsorgungsanlagen, aber ebenso Schulen, 
Kindertagesstätten und Kultureinrichtungen. Die-
ser Standortvorteil muss erhalten und weiter ausge-
baut werden. Deshalb sollten verlorene Zuschüsse 
auf die Investitionsförderung für Kommunen und 
öffentliche Körperschaften konzentriert werden. 
Hinzutreten müssten verbesserte Förderbedin-
gungen für Kommunen in Haushaltsnotlage. Es 
ist sicher zu stellen, dass gerade solche Städte, 
 Gemeinden und Kreise, die unter besonderer 
Strukturschwäche leiden, nicht aufgrund fehlen-
der Eigenmittel von der Inanspruchnahme der 
Förderprogramme ausgeschlossen werden. Das 
Land muss auch mit Blick auf die Programme des 
Bundes und der Europäischen Union die Beteili-
gungsfähigkeit aller Kommunen gewährleisten. 

Schließlich muss die Förderpolitik des Landes 
dem Ansatz einer aktiven und regional differen-
zierten Struktur- und Raumordnungspolitik in-
haltlich gerecht werden. Wie bereits oben darge-
stellt, verlangt dies zunächst eine Unterstützung 
von Unternehmen und Kommunen anhand kla-
rer, aus der Raumordnung abgeleiteter Kriterien. 
Zugleich aber ist die Raumordnung nur ein As-
pekt der Förderwürdigkeit. Gleichberechtigte Ge-
sichtspunkte bilden Kosten-Nutzen-Relationen, 
regionalökonomische Effekte, die Übereinstim-
mung mit regionalen Entwicklungszielen, die 
Wirkung auf regionale Innovationssysteme (RIS) 
und der begründete Nachweis, dass ein Vorhaben 
Aussicht auf dauerhafte Tragfähigkeit besitzt. Da-
neben verlangt eine Politik der fairen Chance, 
dass es unbeschadet der stärkeren Konzentration 
von Ressourcen einen gewissen Mittelbestand für 
die unbürokratische Förderung unkonventionel-
ler Ideen, neuer Handlungs- und Wirtschaftsfor-
men und des bürgerschaftlichen Engagements in 
der Fläche gibt. In der Summe ist es dieser auf Fo-
kussierung und Aktivierung setzende Mix, der 
auch bei begrenzten Ressourcen bestehende Stär-
ken optimal fördert, zugleich aber neue Entwick-
lungschancen eröffnet.
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